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STADT OLFEN BEBAUUNGSPLAN "GEWERBEGEBIET OLFEN-OST / TEIL II"  BETEILIGUNGSVERFAHREN NACH § 3 (2) BAUGB 
  
 
Beteiligungsverfahren nach § 3 (2) BauGB: 
Die Öffentlichkeit wurde durch Auslegung des Bebauungsplanes mit Begründung, Umweltbericht und Anlagen gem. § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 
19.10. bis zum 18.11.2016 über die Planung informiert und ihr wurde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
Es ist lediglich eine Stellungnahme eingegangen: 
 
 

B E T E I L I G U N G S V E R F A H R E N  N A C H  §  3  ( 2 )  B A U G B  

Nr. Bürger Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 
1. Baumeis-

ter 
Rechts-
anwälte 

Schreiben 
vom 
17.11.2016 

bevoll-
mächtigt 
vom Inha-
ber der 
landwirt-
schaftlichen 
Hofstelle 
"Sülsen 1" 

1.1: 
"(…) 

 

 

zu 1.1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 

1. Baumeis-
ter 
Rechtsan-
wälte 

Schreiben 
vom 
17.11.2016 

bevollmäch-
tigt vom In-
haber der 
landwirt-
schaftlichen 
Hofstelle 
"Sülsen 1" 

 

 

 

 

 

 

 

Das Geruchsgutachten vom 08.06.2016 hat nach-
gewiesen, dass ohne weitere Minderungsmaßnah-
men die Immissionswerte nach Geruchsimmissions-
richtlinie (GIRL) eingehalten werden. Nachträgliche 
Auflagen sind nicht zu befürchten. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 

1. Baumeis-
ter 
Rechtsan-
wälte 

Schreiben 
vom 
17.11.2016 

bevollmäch-
tigt vom In-
haber der 
landwirt-
schaftlichen 
Hofstelle 
"Sülsen 1" 

 
1.2: 

 

(…)" 

zu 1.2: Die Anregung wird zurückgewiesen. 

In den im Plangebiet gem. § 9 BauNVO festgesetz-
ten "Industriegebieten" ist das betriebsbezogene 
Wohnen gänzlich ausgeschlossen. Lediglich in den 
mit "GEW-1" bezeichneten Gebieten unmittelbar ent-
lang des Wirtschaftsweges, der das Plangebiet im 
Osten begrenzt, "kann ausnahmsweise die Errich-
tung maximal einer Wohneinheit je Betrieb zugelas-
sen werden, wenn diese auf dem Betriebsgrund-
stück, welches eine Mindestgröße von 1000 m² auf-
weisen muss, errichtet wird und sich der Betriebs-
stätte in ihrer Größe hinsichtlich Baumasse und 
Grundfläche unterordnet. Die Wohnungen dürfen 
nicht getrennt von der jeweiligen Betriebsstätte ver-
äußert werden." 

Diese sehr restriktive Festsetzung erlaubt nur aus-
nahmsweise und unter bestimmten Bedingungen auf 
8,5 % der Grundstücksflächen die Errichtung einer 
betriebsbezogenen Wohnung. Die dafür in Frage 
kommenden und mit "GEW-1" bezeichneten Gewer-
begebiete weisen eine Entfernung von mehr als 700 
m zur Hofstelle "Sülsen 1" auf. Nach den Ergebnis-
sen des Geruchsgutachtens werden hier selbst die 
Immissionswerte nach GIRL für Wohngebiete unter-
schritten. Dies bedeutet, dass durch das in sehr ge-
ringem Umfang zugelassene "Betriebswohnen" für 
den Landwirt keine Einschränkungen hinsichtlich der 
Geruchsemissionen bewirkt werden. Auch die übri-
gen umliegenden Tierhaltungsbetriebe erfahren auf-
grund ihrer Entfernung zum Plangebiet und den Ab-
ständen zu benachbarten Wohnstellen im Außenbe-
reich keine weitergehenden Einschränkungen. 

(Der Pensionspferdebetrieb "Markenweg 20" hat wie 
auch zwei weitere Hofstellen in der Umgebung im 
Geruchsgutachten Berücksichtigung gefunden.) 
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STADT OLFEN BEBAUUNGSPLAN "GEWERBEGEBIET OLFEN-OST / TEIL II"  BETEILIGUNGSVERFAHREN NACH § 4 (2) BAUGB 
  
 
Beteiligungsverfahren nach § 4 (2) BauGB: 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden können, wurden mit Schreiben 
vom 12.10.2016 über die Planung informiert und um Stellungnahme gebeten. Die Ergebnisse dieses Beteiligungsverfahrens sind auf den folgenden 
Seiten in tabellarischer Form zusammengefasst. 
 
 

B E T E I L I G U N G S V E R F A H R E N  N A C H  §  4  ( 2 )  B A U G B  

Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 
1. Stadt 

Datteln 

Schreiben 
vom 
09.11.2016 

"(…) 
1.1: 

 
1.2: 

 

 

zu 1.1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Zu der im frühzeitigen Beteiligungsverfahren abgegebenen 
Stellungnahme der Stadt Datteln vom 14.11.2014 hat der 
Rat der Stadt Olfen in seiner Sitzung am 06.10.2016 einen 
Beschluss gefasst. 

 

zu 1.2: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 

Der in 2014 entwickelte Vorentwurf der Flächennutzungs-
planänderung umfasste zwei Teilbereiche und insgesamt 
ca. 20,2 ha: einen westlich der Kreisstraße befindlichen 
kleineren Änderungsbereich mit ca. 27.600 m² und einen 
Bereich östlich der Kreisstraße mit einer Größe von 
ca.174.460 m². Im Entwurf vom 15.09.2016 wurde auf die 
Fläche westlich der Kreisstraße vollständig verzichtet, wäh-
rend der Änderungsbereich im Nordosten um ca. 15.100 
m² erweitert wurde, so dass die Gesamtfläche nun ca. 
189.560 m² aufweist. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 
1. Stadt 

Datteln 

Schreiben 
vom 
09.11.2016 

1.3: 

 
 

zu 1.3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die da-
rin implizierte Anregung, den Bebauungsplan "Gewerbege-
biet Olfen-Ost Teil I" zu ändern, wird zurückgewiesen. 

In der Stellungnahme wird auf die derzeit noch nicht ver-
markteten bzw. gewerblich genutzten Grundstücke im Ge-
biet des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet Olfen-Ost / Teil 
I" verwiesen. Diese Planung hat 2005 Rechtskraft erlangt 
und schon heute stehen von den damals entwickelten 13 
ha nur noch ca. 2,9 ha zur Verfügung. Der Begriff "Reser-
veflächen" beschreibt die Situation in diesem Zusammen-
hang nicht sachgerecht. 

Wenig sinnvoll und nicht im Sinne einer nachhaltigen 
Stadtentwicklungsplanung ist in vorliegendem Fall die An-
regung, bei fehlender Kongruenz zwischen den Festset-
zungen des Bebauungsplanes und den Investorenwün-
schen Bebauungsplanänderungen einzuleiten. Neben der 
Tatsache, dass auch diese Verfahren Zeit beanspruchen, 
lassen die zu beobachtenden Entwicklungen in der jünge-
ren Vergangenheit und die vorhandene Nachfragesituation 
die Schlussfolgerung zu, dass die Grundstücke des Gebie-
tes "Olfen-Ost / Teil I" in naher Zukunft vollständig ver-
marktet sein werden. 

Auch darf eine auf lange Sicht angelegte Stadtentwick-
lungsplanung nicht ausschließlich auf aktuell vorgetragene 
Investorenwünsche reagieren, sondern muss verschiedene 
Interessen, Belange und auch das Funktionieren des ge-
samtstädtischen Systems in die Überlegungen einbeziehen 
und gegeneinander abwägen. Vor diesem Hintergrund sind 
2005 die Festsetzungen des Bebauungsplanes "Gewerbe-
gebiet Olfen-Ost / Teil I" konzipiert worden, die mit Blick 
auf die Nutzbarkeit der Flächen und ihre Einbettung in die 
Rahmenkonzeption derzeit nicht in Frage gestellt werden. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 
1. Stadt 

Datteln 

Schreiben 
vom 
09.11.2016 

1.4: 

 
 

Zu 1.4: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 

Im Stadtgebiet Olfen wird sich die Entwicklung von Gewer-
be- und Industriegebieten mangels Alternativen auf lange 
Sicht auf die Flächen im Südosten der B 235 fokussieren, 
da dies wirtschaftliche, flächensparende und umweltscho-
nende städtebauliche Lösungen ermöglicht. Dementspre-
chend liegt der Planung ein Zeitraum von wesentlich mehr 
als 10 Jahren zugrunde.  

Die zunehmenden Geruchsemissionen der sich ausweiten-
den landwirtschaftlichen Tierhaltungsbetriebe können die 
Entwicklung weiterer Gewerbegebiete im räumlichen Zu-
sammenhang mit dem derzeit regionalplanerisch ausge-
wiesenen GIB erschweren oder unmöglich machen. 

Vor diesem Hintergrund muss der Planungshorizont über 
das Jahr 2025 hinausreichen. Die langfristig benötigten 
Flächen sind frühzeitig mit planungsrechtlichen Optionen 
für die Inanspruchnahme durch gewerbliche Nutzungen zu 
belegen. Sofern dies nicht gelingt, wird aufgrund der an-
haltenden Nachfrage nach Gewerbegrundstücken auf ab-
sehbare Zeit die Ausweisung möglicherweise isolierter 
Standorte zwingend erforderlich werden. Damit verbunden 
sind ein höherer Erschließungsaufwand, ein dementspre-
chend größerer Flächenverbrauch und möglicherweise 
auch erhebliche Eingriffe in Natur und Landschaft. 

Der zusätzliche Gewerbeflächenbedarf von 19,8 ha wurde 
im Rahmen der Fortschreibung des Regionalplanes ermit-
telt. Die zu dem Zeitpunkt bereits regional- und bauleit-
planerisch gesicherten Flächen im Gewerbegebiet "Olfen-
Ost / Teil I" finden dabei keine Berücksichtigung. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 
1. Stadt 

Datteln 

Schreiben 
vom 
09.11.2016 

1.5: 

 
 
 
 
 
 
 
1.6: 

 
(…)" 

zu 1.5: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 

Nach einem Erörterungstermin mit der Bezirksregierung 
wurde die Abgrenzung des Plangebietes verändert. Die in 
der Anregung angesprochene Abweichung von den Dar-
stellungen des Regionalplanes im Südosten ist unkritisch 
und wird beibehalten. Die westlich der Kreisstraße befindli-
chen Bereiche werden zurückgenommen, während im Nor-
den eine Teilfläche ergänzt wird. 

Die Abstimmung mit der Bezirksregierung ergab, dass die 
Abgrenzung des Gewerbegebietes in dieser Form hinrei-
chend genau mit den zeichnerischen Darstellungen im Re-
gionalplan übereinstimmt. 

 

zu 1.6: Die Anregung wird zurückgewiesen. 

Die vorgeschlagene abschnittweise Aufstellung von mehre-
ren Bebauungsplänen wird abgelehnt. Aus verschiedenen 
Gründen, die im Zusammenhang u.a. mit Fragen der Er-
schließung und der Umlegung von Flächen stehen, ist eine 
langfristig verlässliche und bindende Gesamtplanung er-
forderlich. Die Erschließung des Gebietes und Vermarktung 
der Grundstücke wird demgegenüber in mehreren auf den 
jeweiligen Bedarf abgestimmten Schritten erfolgen. Damit 
wird die Stadt Olfen der Forderung gerecht, sorgfältig und 
"sparsam" mit den zur Verfügung stehenden Flächen um-
zugehen. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 

2. Landwirt-
schafts-
kammer 
NRW 

Schreiben 
vom 
11.11.2016 

2.1: 
"(…) 

 

zu 2.1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

Die Stadt Olfen führt die notwendigen Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen im Rahmen ihrer Ausgleichspoolkonzeption, 
wie auch in der Stellungnahme gewünscht, im Bereich der 
Steveraue durch. 

 

 

 

 

 

Sofern dies gewünscht ist, wird die Stadt Olfen die Landwir-
te bei der Suche nach neuen Flächen bzw. den diesbezüglich 
notwendigen Umstrukturierungen unterstützen. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 

2. Landwirt-
schafts-
kammer 
NRW 

Schreiben 
vom 
11.11.2016 

2.2: 

 

 
(…)" 

zu 2.2: Die Anregung wird zurückgewiesen. 

Im Rahmen der Begründung wird die Notwendigkeit der In-
anspruchnahme der Ressource "Boden" dargelegt. Neben 
der essenziellen Bedeutung der Landwirtschaft werden da-
her auch die Begleiterscheinungen der in den vergangenen 
Jahrzehnten zu beobachtenden Tendenzen und ihre Folge-
wirkungen für die Stadtentwicklung umrissen. Diese Zu-
sammenhänge erfordern neben anderen Faktoren zwingend 
eine auf sehr lange Sicht angelegte und flächenmäßig um-
fangreiche Planung des Gewerbegebietes. 

Die in der Stellungnahme angesprochenen Ausführungen in 
der Begründung haben keineswegs zum Ziel, die Landwirt-
schaft zu diffamieren. Sie beschreiben lediglich allgemeine 
Entwicklungen und Auswirkungen des landwirtschaftlichen 
Strukturwandels auch auf die Stadtentwicklung, z.B. im Hin-
blick auf Emissionen, wie sie sich einem objektiven Be-
obachter darstellen. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 

3. Straßen 
NRW 

Schreiben 
vom 
16.11.2016 

3.1: 
"(…) 

 

 
 

zu 3.1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Hinweise Nr. 1 und 2 sind im Baugenehmigungsverfah-
ren zu beachten und nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 

3. Straßen 
NRW 

Schreiben 
vom 
16.11.2016 

 

 

 
 
 
 
3.2: 

 
 
(…)" 

Ein evtl. zukünftiger Anspruch auf Lärmsanierung richtet 
sich nach den jeweiligen rechtlichen Grundlagen und ist 
nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 

Die für die Bundesstraße und den damit im Zusammenhang 
stehenden Seitengraben mit Böschungen benötigten Flächen 
liegen außerhalb des Plangebietes bzw. innerhalb der durch 
den Bebauungsplan festgesetzten Verkehrsflächen. Sollten 
darüber hinaus im Bereich der angrenzenden Gewerbe-
grundstücke Flächen für den Unterhaltungsdienst benötigt 
werden, ist dies im Rahmen von vertraglichen Vereinbarun-
gen oder durch entsprechende Grundstückszuschnitte zu re-
geln. Die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes stehen der Anlage eines befahrbaren Grünstrei-
fens entlang der Straßenparzelle nicht entgegen. 

zu 3.2: Die Anregung wird zurückgewiesen. 

Der Einmündungsbereich in die Kreisverkehrsanlage ist so 
gestaltet und ausgebaut, dass sich nähernde Fahrzeuge die 
gesamte Anlage überblicken können. Die Eintragung von 
Sichtfeldern, welche sich im Bereich der bestehenden Ver-
kehrsflächen abwickeln würden, ist daher nicht erforderlich. 

 
Luftbild © 2009 GeoBasis-DE/BKG: rechts unten befindet sich die 
Einfahrt in das Gewerbegebiet 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 
4. Kreis 

Coesfeld 

Schreiben 
vom 
17.11.2016 

"(…) 
4.1: 

 
4.2: 

 

 
 

 

Zu 4.1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu 4.2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Eine 
Kennzeichnung von Teilbereichen als "geruchsvorbelastet" 
erfolgt nicht. 

Im südwestlichen Teil des Geltungsbereiches werden laut 
Gutachten Geruchsstundenhäufigkeiten von 10 bis 13 % (in 
der Randlage vereinzelt auch 14 %) erreicht. Im überwie-
genden Teil des Plangebietes liegen die ermittelten Werte 
jedoch zwischen 6 und 9 %. 

Diese Vorbelastung des Gebietes durch die im Umfeld 
betriebene Intensivlandwirtschaft ist offensichtlich und für 
den ländlichen Raum nicht untypisch. Da die festgestellten 
bzw. prognostizierten Geruchsstundenhäufigkeiten die 
kritische 15%-Marke nicht erreichen und überwiegend sogar 
erheblich unterschreiten, wird auf die angeregte 
Kennzeichnung der stärker von Gerüchen betroffenen 
Bereiche verzichtet. Auch vor dem Hintergrund der sich 
stetig wandelnden Strukturen im Agrarsektor ist es wenig 
sinnvoll, den "Ist-Zustand" der Geruchsbelastungen in den 
Bauleitplänen zu dokumentieren. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / Anregungen Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 

4. Kreis 
Coesfeld 

Schreiben 
vom 
17.11.2016 

4.3: 

 
 

Zu 4.3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die 
Bedenken werden zurückgewiesen. Die diesbezüglichen 
Erläuterungen in den Gliederungspunkten 6.1.2 und 10 der 
Begründung werden ergänzt. Die zeichnerisch dargestellten 
Radien werden korrigiert. 

Abstandserlass als Orientierungshilfe 

Bei der Entwicklung des Bebauungsplanes "Gewerbegebiet 
Olfen-Ost / Teil II" wurde der Abstandserlass des Landes 
NRW als Orientierungshilfe genutzt, um das Plangebiet so zu 
gliedern, dass erheblichen Immissionsbelastungen im 
Bereich der planungsrechtlich festgesetzten Wohngebiete 
bereits im Vorfeld der Bauleitplanung effektiv begegnet 
wird. 

Keine strikte Anwendung des Abstandserlasses in 
Bezug auf das Wohnen im Außenbereich 

Während in Bezug auf die planungsrechtlich festgesetzten 
Wohngebiete im Westen des Geltungsbereiches die im Erlass 
genannten Abstandsklassen nahezu uneingeschränkt ihren 
Niederschlag in der Gliederung des Gewerbegebietes finden, 
ist der Erlass hinsichtlich der planungsrechtlich im 
Außenbereich gem. § 35 BauGB liegenden Hofstellen und 
betriebsungebundenen Wohnnutzungen im Osten des 
Geltungsbereiches differenzierter zu betrachten. Dies führt 
zu den in der Anregung kritisierten Unterschreitungen der 
den Abstandsklassen zugeordneten Abstände. Ein striktes 
Vorgehen nach dem Erlass ist hier jedoch aus den im 
folgenden genannten Gründen nicht sinnvoll: 

Der Abstandserlass legt bei der Einteilung von Betriebsarten 
in die einzelnen Abstandsklassen verschiedene 
Emissionsarten (z.B. Lärm, Gerüche, Luftverunreinigungen 
etc.) zugrunde, für die in verschiedenen technischen 
Regelwerken Immissionwerte für unterschiedliche 
Baugebietskategorien festgelegt werden. Für die 
Bauleitplanung im Zusammenhang mit gewerblichen 
Nutzungen sind i.d.R. vor allem Lärm- und 
Geruchsimmissionen relevant. 
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Nr. TÖB Vorgebrachte Stellungnahmen / 

Anregungen 
Beschluss des Rates (Beschlussvorschlag) 

4. Kreis 
Coesfeld 

Schreiben 
vom 
17.11.2016 

 Der Abstandserlass geht bei der Festlegung von Schutzabständen im Grundsatz von Abständen zwischen 
Gewerbe- und Industriegebieten sowie reinen Wohngebieten aus. Bei der Bestimmung der Abstände 
zwischen Gewerbe- und Industriegebieten und Dorf- oder Mischgebieten sind beispielsweise für bestimmte 
Betriebsarten, nämlich solche, welche ganz überwiegend lärmemittierend sind, die Abstände der 
übernächsten Abstandsklasse anzusetzen. Statt bspw. Abstandsklasse VII (100 m) sind somit auch 
bestimmte Betriebsarten aus den Abstandsklassen VI (200 m) und V (300 m) zulässig. Dies hängt damit 
zusammen, dass in dem für gewerbliche Lärmimmissionen einschlägigen Regelwerk (TA Lärm) für Dorf- und 
Mischgebiete wesentlich höhere Immissionswerte zulässig sind als beispielsweise für allgemeine oder gar 
reine Wohngebiete. Wohnnutzungen im Außenbereich sind lärmtechnisch i.d.R. wie Dorf- oder Mischgebiete 
zu bewerten. Eine solche Regelung für Geruchsemissionen enthält der Abstandserlass jedoch nicht. Dies 
hängt damit zusammen, dass nach der Geruchsimmissionsrichtlinie (GIRL) Wohn- und Mischgebieten die 
gleichen Immissionswerte zugeordnet sind. 

Bei der im östlichen Planbereich relevanten schutzwürdigen Nutzung handelt es sich jedoch nicht um ein 
Mischgebiet, sondern um eine betriebsunabhängige Wohnnutzung im Außenbereich, welcher zwar nach TA 
Lärm im Allgemeinen der Schutzanspruch eines Mischgebietes zugestanden wird, nicht jedoch nach der GIRL 
im Hinblick auf Geruchsimmissionen. In der GIRL wird das Schutzniveau von Misch- und Dorfgebieten 
unterschiedlich bewertet, soweit es sich um landwirtschaftliche Gerüche handelt. Das Mischgebiet genießt 
hier einen höheren Schutzanspruch. Bei anderen Gerüchen werden sie gleich bewertet. Immissionswerte für 
den Außenbereich enthält die GIRL nicht. In der Begründung zur GIRL ist jedoch ausgeführt, dass diese im 
Einzelfall auch die Werte für ein Dorfgebiet noch übersteigen können. Dies ist in der Systematik des 
Abstandserlasses nicht berücksichtigt. 

Aufgrund der dargestellten immissionsschutzrechtlich schwierigen Gemengelage ist eine strikte Anwendung 
des Abstandserlasses nicht zielführend. Dadurch könnte eine an sich zulassungsfähige Betriebsart 
ausgeschlossen werden. Daher wird im Bebauungsplan gegenüber der Wohnnutzung im Außenbereich 
pauschal (statt nur für bestimmte vorwiegend lärmemittierende Betriebsarten) die nächsthöhere 
Abstandsklasse zugelassen. So kann unter Umständen für eine größere Anzahl von Betriebsarten im Rahmen 
einer Einzelfallprüfung und ggf. in Verbindung mit Minderungsmaßnahmen eine Genehmigungsfähigkeit 
erreicht werden. 
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 Weitere Faktoren, die die Gliederung bestimmen 

Die vorgenommene Abgrenzung der Teilgebiete insbesondere im Osten des Geltungsbereiches orientiert sich 
nicht ausschließlich an den Maßgaben des Abstandserlasses, sondern unterliegt darüber hinaus auch den 
Anforderungen, die an die Zuschnitte von Gewerbegrundstücken gestellt werden und berücksichtigt zudem 
die Tatsache, dass eine erhöhte Nachfrage nach "Industriegrundstücken" besteht. Dadurch werden 
Abweichungen in der Abgrenzung der Teilbereiche insbesondere von den 200 und 300 m Radien um das 
Außenbereichswohnen erzeugt. Diese in der Planzeichnung dargestellten Radien* entsprechen den im 
Abstandserlass aufgeführten Abstandserfordernissen für Betriebe der Abstandsklassen VI und V. So ist 
erkennbar, dass das festgesetzte "Industriegebiet" mit Ausschluss von Betrieben der Abstandsklassen I-III 
(Mindestabstand zu Wohngebieten: 700 m) den um das "Außenbereichswohnen" dargestellten 300 m Radius 
(Abstandserfordernis der "nächsten" Abstandsklasse V) unterschreitet und das "GE-2"-Gebiet mit Ausschluss 
von Betrieben der Abstandsklassen I-IV (Mindestabstand zu Wohngebieten: 500 m) den dargestellten 200 m 
Radius (Abstandserfordernis der "nächsten" Abstandsklasse VI) nicht einhält. 

Notwendigkeit der Einzelfallbetrachtung 

Es ist nicht unüblich, Gewerbegebiete planungsrechtlich zu entwickeln, ohne immissionsschutzrechtliche 
Fragen bereits auf der Ebene des Bebauungsplanes abschließend klären zu können. Der Nachweis der 
Verträglichkeit der gewerblichen Nutzung ist dann im Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Wie in der 
Stellungnahme vorgetragen, kann allein die vorgenommene Gliederung dieses Gewerbegebietes nicht 
gewährleisten, dass erhebliche Umwelteinwirkungen im Bereich der umgebenden Wohnnutzung und 
insbesondere der Einzelgehöfte vermieden werden. Von grundlegender Bedeutung ist, dass im Rahmen 
dieser Bauleitplanung eine "Negativliste" festgesetzt wird. Im Umkehrschluss kann nicht davon ausgegangen 
werden, dass alle Betriebsarten der nicht ausgeschlossenen Klassen automatisch zulässig sind. Im Einzelfall 
ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen, dass durch die Betriebsansiedlung kein 
Immissionskonflikt ausgelöst wird. Darüber hinaus ist bei allen Genehmigungsverfahren auch die bestehende 
Vorbelastung durch landwirtschaftliche Gerüche zu berücksichtigen. 

 

(*Die in der Stellungnahme angemerkte und versehentlich erfolgte fehlerhafte Darstellung der Radien wird 
korrigiert.) 
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4.4: 

 

 
(…)" 

Zu 4.4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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(…)" 

 

Zu 4.5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die 
Vorgaben zu den Löschwassermengen werden in die 
Begründung übernommen. 

Fragen der Löschwasserversorgung sind nicht im Rahmen 
der Bauleitplanung zu regeln. In die Begründung werden die 
in der Anregung gemachten Ausführungen zur 
Löschwassermenge aufgenommen. 
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5: 

 

 

Zu 5: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 

 

Eine Verpflichtung zur sofortigen Anwendung der 
geänderten Berechnungsmethodik, insbesondere für bereits 
regionalplanerisch dargestellte Gewerbe- und 
Industrieflächen (GIB), ergibt sich nach Ansicht der Stadt 
Olfen aus dem Entwurf des Landesentwicklungsplans nicht. 
Der Landesentwicklungsplan ist zudem nach wie vor nicht in 
Kraft getreten. 

Die Bezirksregierung sah keine Veranlassung, eine solche 
Berechnung durchzuführen und der Bauleitplanung der Stadt 
Olfen zugrunde zu legen. 

 

 

 
 

Der durch die Bezirksregierung Münster in 2010 festgestellte 
Bedarf an gewerblichen und industriellen Bauflächen bis zum 
Jahr 2025 beträgt 19,8 ha und ist durch die FNP-Änderung 
nun im Wesentlichen erschöpft. Ein entsprechender Bereich 
ist im Regionalplan zeichnerisch dargestellt. Somit ist die 
Stadt Olfen berechtigt, Flächen in entsprechendem Umfang 
im Rahmen ihrer Planungshoheit auszuschöpfen. 
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(…)" 

 

Die Abstimmung mit der Bezirksregierung hat 
ergeben, dass die gewählte Abgrenzung des 
Bebauungsplangebietes hinreichend genau mit der 
Darstellung im Regionalplan übereinstimmt. Es ist in 
diesem Fall sinnvoll, die Abgrenzung an bestehenden 
siedlung- bzw. landschaftsstrukturellen Elementen 
auszurichten. Andernfalls verbliebe eine relativ 
kleine und ungünstig geschnittene Restfläche 
zwischen den vorhandenen Wirtschaftswegen, die 
für landwirtschaftliche Zwecke aufgrund Größe und 
Zuschnitt wenig geeignet wäre. 

 

Durch die FNP-Änderung wird der regionalplanerisch 
ermittelte Bedarf an GIB-Flächen vollständig 
aufgebraucht. Eine zukünftige Nutzung der Fläche 
zwischen K8 und "Alter Fahrt" unterliegt somit dem 
Vorbehalt einer aktualisierten Bedarfsberechnung. 
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